
Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland 

 
 
 

Satzung 
über die Erhebung von Kanalbenutzungsgebühren für die Abwas-

serableitung und -behandlung des Zweckverbandes Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland  

 (Abwassergebührensatzung – AGS) 
 
 
Aufgrund der §§ 2, 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBl.I/22, [Nr. 18], S.6), der §§ 3, 10 und 12 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) vom 10. Juli 2014 
(GVBl. I/14, [Nr. 32], S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 
(GVBl. I/19, [Nr. 38]), der §§ 1, 2, 4, 6 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Brandenburg (BbgKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl.I/04, 
[Nr. 08], S.174), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBl.I/19, 
[Nr. 36]), und § 9 der Verbandssatzung des Zweckverbandes Wasserver- und Abwasserent-
sorgung Fürstenwalde und Umland hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Was-
serversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland auf ihrer Sitzung am 
24.01.2024 die folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 
Grundsätze 

 
1. Der Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Um-

land, nachfolgend Zweckverband genannt, betreibt Einrichtungen und Anlagen der Ab-
wasserableitung und -behandlung als zwei jeweils einheitliche zentrale öffentliche Einrich-
tungen (Abwasserentsorgungsanlagen) für den Bereich der selbständigen Abwasserent-
sorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) seiner Abwasserbeseitigungssatzung 
und für den Bereich seiner selbständigen Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 
Abs. 1 lit. b) seiner Abwasserbeseitigungssatzung. 

 
2. Der Zweckverband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung für den Bereich seiner selbstän-

digen Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) seiner Abwasser-
beseitigungssatzung 

 
a) Kanalbenutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der Abwasserentsorgungsanlage 

für die Grundstücke im Gebiet der selbständigen Abwasserentsorgungsanlage Fürs-
tenwalde, die an diese zentrale Abwasserentsorgungsanlage gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der 
Abwasserbeseitigungssatzung angeschlossen sind oder in diese entwässern, 

 
b) Niederschlagswassergebühren für die Inanspruchnahme der einheitlichen zentralen 

öffentlichen Anlagen der Niederschlagswasserbeseitigung, soweit sie die Mischkanali-
sation betreffen, 

 
c) Niederschlagswassergebühren für die Inanspruchnahme der einheitlichen zentralen 

öffentlichen Anlagen der Niederschlagswasserbeseitigung, soweit sie die Trennkanali-
sation betreffen. 

 
3. Der Zweckverband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung für den Bereich seiner selbstän-

digen Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) seiner Abwasserbeseiti-
gungssatzung Kanalbenutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der Abwasserentsor-
gungsanlage für die Grundstücke im Gebiet der selbständigen Abwasserentsorgungsan-
lage Lebus, die an diese zentrale Abwasserentsorgungsanlage gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der 
Abwasserbeseitigungssatzung angeschlossen sind oder in diese entwässern. 

 
 

§ 2 
Kanalbenutzungsgebühr 

 
1. Der Zweckverband erhebt in den Gebieten seiner beiden Abwasserentsorgungsanlagen 

nach § 1 Abs. 1 lit. a) und b) seiner Abwasserbeseitigungssatzung Kanalbenutzungsge-
bühren in Form von Leistungsgebühren. 

 
2. Die Leistungsgebühr wird nach der Schmutzwassermenge berechnet, die im Erhebungs-

zeitraum in die Abwasserentsorgungsanlage gelangt. Die Berechnungseinheit ist 1 m³ 
Schmutzwasser. Die Gebühr wird pro eingeleiteten m³ erhoben. 

 
3. Als in die Abwasserentsorgungsanlage gelangt gelten: 

 
a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zuge-

führte und durch Wassermengenmessung ermittelte Wassermenge, 
 
b) die auf dem Grundstück gewonnene oder dem Grundstück sonst zugeführte Wasser-

menge (ebenfalls gemessen). 
 



4. Hat die Wassermessung falsch oder gar nicht gezählt oder ist kein Wasserzähler vorhan-
den, so wird die Wassermenge vom Zweckverband oder seinem Beauftragten geschätzt. 

 
5. Die Wassermenge nach Absatz 3. b) hat der Gebührenpflichtige dem Zweckverband in-

nerhalb von sechs Wochen (Posteingang) nach Ablauf des für die Veranlagung maßgeb-
lichen Kalenderjahres anzuzeigen. Die Wassermenge ist durch Wassermengenmessung 
nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen lassen muss. Der 
Wassermengenmesser muss den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn 
der Zweckverband auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann er als Nachweis über 
die genutzte Wassermenge prüfbare Aufzeichnungen verlangen. Er ist berechtigt, die 
Wassermenge zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden kann. 

 
6. Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserentsorgungsanlage ge-

langt sind, werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie durch eine geeichte Wassermengen-
messung nachgewiesen werden. Gartenzähler und sonstige Unterzähler sind gegenüber 
dem Zweckverband anzeige- und abnahmepflichtig. Der Antrag ist schriftlich innerhalb 
von sechs Wochen (Posteingang) nach Ablauf des für die Veranlagung maßgeblichen 
Kalenderjahres beim Zweckverband einzureichen. Für den Nachweis gilt Absatz 5 Satz 2 
bis 4 entsprechend. 

 
7. Die Leistungsgebühr beträgt 

 
a) vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2018 

 
aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-

wasserbeseitigungssatzung: 2,15 € pro m³, 
 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 4,53 € pro m³, 
 

b) vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 
 
aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-

wasserbeseitigungssatzung: 2,20 € pro m³, 
 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 4,53 € pro m³, 
 

c) vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 
 
aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-

wasserbeseitigungssatzung: 2,26 € pro m³, 
 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 4,61 € pro m³, 
 

d) vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 
 
aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-

wasserbeseitigungssatzung: 2,32 € pro m³, 
 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 4,61 € pro m³, 
 

e) vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 
 



aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-
wasserbeseitigungssatzung: 2,45 € pro m³, 

 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 4,83 € pro m³, 
 

f) vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2023 
 
aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-

wasserbeseitigungssatzung: 2,83 € pro m³, 
 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 5,67 € pro m³, 
 

g) ab 01.01.2024 
 

aa) für die Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Ab-
wasserbeseitigungssatzung: 2,84 € pro m³, 

 
bb) für die Abwasserentsorgungsanlage Lebus gem. § 1 Abs. 1 lit. b) der Abwasser-

beseitigungssatzung: 5,79 € pro m³. 
 
 

§ 3 
Niederschlagswassergebühr 

 
1. Grundsätzlich ist das Niederschlagswasser gemäß § 1 Abs. 5 der Abwasserbeseitigungs-

satzung vom Grundstückseigentümer in geeigneter Weise und schadlos auf dem Grund-
stück unterzubringen; ein Rechtsanspruch gegenüber dem Zweckverband zur Beseiti-
gung des Niederschlagswassers besteht nicht. 

 
2. Die Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser der angeschlossenen Grund-

stücksflächen bemisst sich nach der bebauten, überbauten und sonstigen Grundstücks-
fläche, von der Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar in die Abwasserentsor-
gungsanlage gelangt. 
 
Die Gebühr wird pro eingeleiteten m³ Niederschlagswasser erhoben und berechnet sich 
wie folgt: 
 
Niederschlagsabflussmenge = Abflussbeiwert x Niederschlagsspende x Größe der Flä-
che, von der die Ableitung des Niederschlagswassers erfolgt. 
 
Der Abflussbeiwert ist abhängig von der Art der Befestigung der angeschlossenen Grund-
stücksfläche und ist in dem vom Verband zur Ermittlung der angeschlossenen Grund-
stücksflächen bereitgestellten Formular (siehe Anlage) erläutert. 
 
Die Niederschlagsspende wird als langjähriges Niederschlagsmittel für das Gebiet des 
Zweckverbandes mit 0,561 m³ pro m² und Jahr festgelegt. 
 
Die Größe der Fläche, von der die Ableitung erfolgt, wird berechnet und in m² angegeben. 

 
3. Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, mit einem vom Zweckverband bereitgestellten For-

mular (siehe Anlage), die für die Gebührenermittlung des Niederschlagswassers erforder-
lichen Angaben zu machen. Spätere gebührenrelevante Veränderungen auf dem Grund-
stück sind dem Zweckverband schriftlich anzuzeigen. 
 



Der Zweckverband ist berechtigt, sämtliche Angaben vor Ort zu überprüfen oder durch 
beauftragte Dritte überprüfen zu lassen. Sofern seitens des Gebührenpflichtigen keine 
Angaben erfolgen, ist der Zweckverband berechtigt, für die Berechnung der Nieder-
schlagswassergebühr die Größe der angeschlossenen Grundstücksfläche zu schätzen. 

 
4. Die Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser in die Mischkanalisation für die 

Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Abwasserbeseiti-
gungssatzung beträgt 1,01 € pro eingeleiteten m³ Niederschlagswasser. 
 
Die Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser in die Trennkanalisation für die 
Abwasserentsorgungsanlage Fürstenwalde gem. § 1 Abs. 1 lit. a) der Abwasserbeseiti-
gungssatzung beträgt 1,03 € pro eingeleiteten m³ Niederschlagswasser. 

 
5. Bezüglich Erhebungszeit, Veranlagung und Fälligkeit gilt § 7 entsprechend. 
 
 

§ 4 
Gebührenzuschläge 

 
1. Bei Grundstücken, von denen aufgrund gewerblicher oder industrieller Nutzung über-

durchschnittlich stark verschmutztes Abwasser eingeleitet wird, werden zu dem Gebüh-
rensatz nach § 2 Absatz 7 Zuschläge (Z 1) erhoben. Stark verschmutztes Abwasser im 
Sinne von Satz 1 ist Abwasser, dessen Schadstoffkonzentration den Grenzwert von 1.500 
mg/l CSB oder 400 mg/l abfiltrierbare Stoffe überschreitet. Diese Zuschläge (Z 1) werden 
auf die Gebühr nach § 2 Absatz 7 AGS erhoben und betragen bei Überschreitung min-
destens eines der genannten Grenzwerte 

 
um mehr als 20 % 50 % des Gebührensatzes (Leistungsgebühr) 
um mehr als 100 % 100 % des Gebührensatzes (Leistungsgebühr) 

 
Dabei wird das Vorliegen einer Überschreitung und der Grad der Überschreitung nach 
Maßgabe des § 14 der Abwasserbeseitigungssatzung festgestellt und überwacht. Der 
Aufwandsersatz für die Abwasseruntersuchungen durch den Zweckverband erfolgt mittels 
Kostenersatz; § 14 der Abwasserbeseitigungssatzung gilt entsprechend. 

 
2. Für Grundstücke, die gem. §§ 4 und 7 der Satzung über die Erhebung von Beiträgen für 

die öffentliche Abwasserentsorgung in den Mitgliedsgemeinden des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland (nachfolgend als 
BS bezeichnet) der sachlichen Beitragspflicht für einen der Herstellungsbeiträge gem. § 3 
BS unterliegen und für die zum Stichtag kein Herstellungsbeitrag in Höhe der Beitragsbe-
rechnungsvorschriften nach §§ 5 und 6 BS an den Zweckverband gezahlt wurde, wird ein 
Zuschlag (Z 2) zur Leistungsgebühr Schmutzwasser für die Dauer des kalkulatorischen 
Auflösungszeitraums der Herstellungsbeiträge i.S.d. § 6 Abs. 2 S. 5 BbgKAG erhoben. 
 
In den Fällen, in denen ein Herstellungsbeitragsbescheid durch den Zweckverband nach 
Ablauf der Festsetzungsfrist oder wegen Eintritt eines Erhebungsverbotes wieder aufge-
hoben und der Herstellungsbeitrag erstattet bzw. zurückgezahlt wurde und in denen eine 
erneute Festsetzung nicht möglich ist, wird ebenfalls der Zuschlag (Z 2) nach Satz 1 er-
hoben. Die Erhebung des Zuschlages (Z 2) erfolgt auch bei Beitragsbescheiden, die nicht 
mehr vollstreckt werden dürfen. 
 
Stichtag ist der 1. Januar jeden Jahres, beginnend mit dem 01.01.2017. Geht die Beitrags-
zahlung nach diesem Stichtag ein, endet die Erhebung des Zuschlages mit dem Ablauf 
des nächsten auf den Zahlungseingang folgenden Monats. Der Zuschlag (Z 2) beträgt 
 
a) vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2018 1,40 €/m³, 



b) vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 1,25 €/m³, 
c) vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 0,96 €/m³, 
d) vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 0,70 €/m³, 
e) vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2023 0,50 €/m³ 
f) ab 01.01.2024     0,55 €/m³ 
 
Wurde der Herstellungsbeitrag i.S.v. Satz 1 nur teilweise gezahlt oder sonst entrichtet 
(etwa bei Zahlung auf einen Verbesserungsbeitragsbescheid), wird der Zuschlagsbetrag 
(Z 2) nach Satz 5 anteilig nach dem Zahlungsstand (d.h. unter Berücksichtigung der er-
folgten Teilzahlungen) zum Stichtag erhoben; dies gilt auch bei Ratenzahlungen, unvoll-
ständigen Beitreibungen (bspw. nach Eintritt eines Vollstreckungsverbotes nach freiwilli-
ger und/oder erzwungener Teilzahlung) oder bei teilweiser Erstattung (Rückzahlung) 
durch den Zweckverband. Der Zuschlagsbetrag nach Satz 5 wird für diese Fälle der nur 
teilweisen Zahlung im Verhältnis der Beitragsgesamtforderung zum Zahlungsstand (Ge-
samtbetrag aller Teilzahlungen zum Stichtag) erhoben; dazu wird die Differenz des Her-
stellungsbeitrages (Betrag in Höhe der Beitragsberechnungsvorschriften nach §§ 5 und 6 
BS) zur Höhe der Teilzahlung ermittelt und ins Verhältnis zum Gebührenzuschlagsbetrag 
(Z 2) nach Satz 5 und dem Herstellungsbeitrag gesetzt. Dies ergibt folgende Berech-
nungsformel: 
 

B Herstellungsbeitrag 
(in Höhe der Berechnungsvorschrift nach §§ 5 und 6 BS, in €) 

C Zahlungsstand (in €) 
Z Zuschlagsbetrag „Z 2“ gem. Satz 5 (in €/m³) 
A anteiliger Zuschlag (in €/m³) 
 

𝐴𝐴 =
(B − C) x Z

𝐵𝐵
 

 
Der sonach ermittelte anteilige Zuschlagsbetrag (€/m³) wird auf den nächsten vollen  
Cent (je m³) abgerundet. 

 
§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
 
1. Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme der jeweiligen Abwasserentsor-

gungsanlage. 
 
2. Die Leistungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die jeweilige Ab-

wasserentsorgungsanlage. 
 
3. Die Gebührenpflicht für die Leistungsgebühr endet, wenn die Zuführung von Abwasser 

von dem Grundstück in die jeweilige Abwasserentsorgungsanlage auf Dauer endet. 
 
4. Die Gebührenpflicht für die Niederschlagswasserentsorgung entsteht, sobald auf dem 

Grundstück Niederschlagswasser anfällt und in die jeweilige Abwasserentsorgungsanlage 
eingeleitet wird. Die Gebührenpflicht erlischt mit der dauerhaften Beendigung der Einlei-
tung von Niederschlagswasser; der Gebührenpflichtige ist hierzu nachweispflichtig. 

 
 

§ 6 
Gebührenpflichtige 

 
1. Gebührenpflichtig sind die Eigentümer oder die sonst dinglich Nutzungsberechtigten des 

Grundstückes. Der Zweckverband ist auch berechtigt, denjenigen als gebührenpflichtig  
  



heranzuziehen, der die mit der jeweiligen Abwasserentsorgungsanlage gebotene Leis-
tung in Anspruch nimmt. 

 
2. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
Erhebungszeit, Veranlagung und Fälligkeit 

 
1. Die Gebührenschuld entsteht nach Ablauf des Erhebungszeitraums. Erhebungszeitraum 

ist das Kalenderjahr. 
 
2. Die Jahresgebühr für die Kanalbenutzung ist auf der Grundlage des Jahresverbrauches 

gemäß § 2 zu entrichten. Sie kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 
Sie wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig. 

 
3. Auf die Jahresgebühr werden drei Abschlagszahlungen erhoben. Die Abschläge werden 

jeweils in Höhe eines Viertels der voraussichtlichen Jahresgebühr zum 15.04., 15.07. und 
15.10. eines jeden Jahres fällig. Die Beträge werden dem Gebührenpflichtigen mit der 
Abrechnung des Vorjahres bekannt gegeben. Die voraussichtliche Jahresgebühr berück-
sichtigt die wahrscheinliche Inanspruchnahme der Abwasserentsorgungsanlage anhand 
des Verbrauches des Vorjahres. Fehlt ein Vorjahresverbrauch, kann der Zweckverband 
diesen schätzen. 

 
4. Geht der Heranziehungsbescheid dem Gebührenpflichtigen erst nach einem der genann-

ten Fälligkeitstage zu, so ist die Gebührenschuld für den oder die vorangegangenen Fäl-
ligkeitstage innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
 

§ 8 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
1. Die Gebührenpflichtigen sowie ihre Vertreter und Beauftragten haben dem Zweckverband 

jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Gebühren erforderlich 
ist, jede für die Höhe der Gebühren maßgebliche Veränderung dem Zweckverband un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen sowie die zum Nachweis erforderlichen Unterlagen zur 
Einsichtnahme zu überlassen. 

 
2. Der Zweckverband kann an Ort und Stelle ermitteln. Der Gebührenpflichtige hat den Be-

auftragten des Zweckverbands den Zutritt zu den Mess- und Zähleinrichtungen zu gestat-
ten, insbesondere auch das Betreten und Befahren des veranlagten Grundstücks zu Er-
mittlungszwecken zu dulden. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange dem Zweckverband und seinen 
Beauftragten zu helfen. 

 
 
 
 

§ 9 
Anzeigepflicht 

 
1. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück - auch ohne Eintragung im Grund-

buch - ist dem Zweckverband bzw. dessen Beauftragten sowohl vom bisherigen Gebüh-
renpflichtigen als auch vom Rechtsnachfolger unter Vorlage der den Wechsel dokumen-
tierenden Unterlagen innerhalb von 10 Tagen schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch bei 



Schenkungen, in Erbfällen, bei Bodensonderungen, Flurneuordnungen und -bereinigun-
gen sowie Umlegungsverfahren. Kommt der Anzeigepflichtige dieser Anzeigepflicht nicht, 
nicht richtig oder nicht fristgerecht nach, haftet er gesamtschuldnerisch neben dem 
Rechtsnachfolger für die Gebührenansprüche, die in dem Zeitraum vom Eintritt der 
Rechtsnachfolge bis zum vollständigen Eingang der Wechselmitteilung beim Zweckver-
band entstehen. 
 

2. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Gebühren beein-
flussen können, so hat der Gebührenpflichtige dies unverzüglich dem Zweckverband 
schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu 
geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
3. Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 

50 % der Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder verringern wird, so hat der Ge-
bührenpflichtige hiervon dem Zweckverband unverzüglich schriftlich Mitteilung zu ma-
chen. 
 

4. Die Gebührenpflichtigen, deren Vertreter und Beauftragte sind verpflichtet, den Zweckver-
band über jede Änderung der zustellungsfähigen Adresse und sonstiger Umstände, die 
für die Erhebung der Gebühren nach dieser Satzung erforderlich sind, unverzüglich zu 
informieren. Hat ein Gebührenpflichtiger im Inland keinen Hauptwohnsitz oder keine Ge-
schäftsleitung, so hat er unverzüglich einen Zustellbevollmächtigten im Inland mit einer 
zustellungsfähigen Anschrift zu benennen. Unterlässt der Gebührenpflichtige diese Be-
nennung, kann der Zweckverband einen Zustellungsbevollmächtigten benennen. 

 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig im Sinne des § 3 Abs. 2 BbgKVerf handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

entgegen 
 

a) § 2 Abs. 5 Satz 1 die Wassermenge nach § 2 Abs. 3.b) nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig dem Zweckverband anzeigt, 
 

b) § 3 Abs. 3 Satz 1 die für die Gebührenermittlung des Niederschlagswassers erforder-
lichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht, 
 

c) § 3 Abs. 3 Satz 2 gebührenrelevante Veränderungen auf dem Grundstück dem Zweck-
verband nicht, nicht richtig oder nicht schriftlich anzeigt, 

 
d) § 8 Abs. 1 eine für die Festsetzung und Erhebung der Gebühren erforderliche Auskunft 

nicht erteilt oder eine für die Höhe der Gebühren maßgebliche Veränderung dem 
Zweckverband nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder nicht schrift-
lich mitteilt oder die zum Nachweis erforderlichen Unterlagen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig zur Einsichtnahme zu überlässt, 

 
e) § 8 Abs. 2 Satz 2 den Beauftragten des Zweckverbandes den Zutritt zu den Mess- und 

Zähleinrichtungen nicht gestattet, insbesondere das Betreten oder Befahren des 
Grundstücks zu Ermittlungszwecken nicht duldet, 

 
f) § 8 Abs. 2 Satz 3 Ermittlungen des Zweckverbandes an Ort und Stelle nicht ermöglicht 

oder dem Zweckverband und seinen Beauftragten nicht in dem erforderlichen Umfang 
hilft, 
 



g) § 9 Abs. 1 Satz 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück dem Zweckver-
band nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig schriftlich anzeigt, 
 

h) § 9 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig schriftlich 
anzeigt, dass auf dem Grundstück Anlagen vorhanden sind, die die Berechnung der 
Gebühren beeinflussen können, 

 
i) § 9 Abs. 2 Satz 2 die Schaffung, Änderung oder Beseitigung von Anlagen, die die Be-

rechnung der Gebühren beeinflussen können, dem Zweckverband nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig schriftlich anzeigt, 

 
j) § 9 Abs. 3 die Erwartung, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge 

um mehr als 50 % des Wertes des Vorjahres erhöhen oder verringern wird, dem 
Zweckverband nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig schriftlich anzeigt, 
 

k) § 9 Abs. 4 Satz 1 die Änderung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig anzeigt, 
 

l) § 9 Abs. 4 Satz 2 nicht oder nicht rechtzeitig einen Bevollmächtigten benennt oder 
einen nicht im Inland ansässigen Bevollmächtigten benennt oder einen Bevollmächtig-
ten ohne zustellfähige Anschrift benennt. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. Die 

Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Betroffene aus der Ordnungswidrigkeit 
gezogen hat, übersteigen. Reicht der in Satz 1 genannte Betrag hierzu nicht aus, so kann 
er überschritten werden. 

 
3. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils geltenden Fassung findet 

Anwendung. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist 
der Verbandsvorsteher des Zweckverbandes. 

 
 

§ 11 
Zahlungsverzug 

 
Rückständige Abgaben werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Das Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz des Landes Brandenburg in der jeweils aktuellen Fassung findet 
Anwendung. Die abgabenrechtlichen Nebenforderungen bestimmen sich nach Maßgabe des 
§ 12 BbgKAG aus den anzuwendenden Regelungen der Abgabenordnung (AO), nach deren 
Maßgabe deren Erhebung erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
 



 
Ort, Datum 
 
 
 
 
 
  
Schröder        Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
 


